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Editorial 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundesregierung hat am 07.01.2015 den 
Regierungsentwurf (RegE) eines Bilanzrichtli-
nie-Umsetzungsgesetzes (BilRUG) veröffent-
licht, mit dem die EU-Bilanzrichtlinie 
2013/34/EU (EU-RL 2013) vom 26.06.2013 
(ABI. EU Nr. L 182/19) in nationales Recht 
umgesetzt (transformiert) werden soll. Das 
BiIRUG ist ein Artikelgesetz, das zahlreiche 
Gesetze und Verordnungen, insb. das  
(EG-)HGB, ändert. 

Nach dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 
(BilMoG) und dem Kleinstkapital-
gesellschaften-Bilanzrechtsänderungsgesetz 
(MicroBilG) markiert das BilRUG die nächste, 
gemeinschaftsrechtlich veranlasste Reform 
der handelsrechtlichen Rechnungslegung. 

In Fortsetzung zu unserem Sondernewsletter 
„Änderungen durch das BilRUG“ (Ausgabe 
August 2014) möchten wir Sie  

• über die gegenüber dem Referentenent-
wurf (RefE) unveränderten Regelungen 
sowie 

• über die durchgeführten Änderungen 
informieren. 

 

 
Wenn Sie über die Lektüre unserer Sonder-
ausgabe hinaus Interesse an einer Informa-
tion über die aktuellen Entwicklungen im 
Handelsrecht haben, laden wir Sie auch 
gerne zu einer unserer vier vorgesehenen 
BilRUG-UPDATE-Veranstaltungen ein. 

Unsere Fachmitarbeiter der Zentralabtei-
lung Rechnungslegung der BDO stehen 
Ihnen gerne für weitere Auskünfte zur 
Verfügung und beraten Sie natürlich gerne 
in allen weiteren Fragen zur nationalen 
und internationalen Rechnungslegung mit 
Bedeutung für Ihr Unternehmen. 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß mit der für Sie 
hoffentlich interessanten Lektüre und 
verbleibe mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Ihr Dr. Jens Freiberg  
Leiter Zentralabteilung Rechnungslegung 

WP Dr. Jens Freiberg 

mailto:jens.freiberg@bdo.de
mailto:jens.freiberg@bdo.de
mailto:wpnews@bdo.de
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1. EINLEITUNG 

   

WP Dr. Jens Freiberg WP Moritz Diemers  
jens.freiberg@bdo.de moritz.diemers@bdo.de 

Wir begrüßen Sie herzlich zu unserer ersten Ausgabe 
des Sondernewsletter Rechnungslegung und Prüfung in 
2015, mit der wir Sie auch in diesem Jahr - ergänzend 
zu unserem quartalsweise erscheinenden Newsletter - 
über ausgewählte Entwicklungen der nationalen und 
internationalen Rechnungslegung informieren wollen. 

Der nachfolgende Beitrag setzt sich mit dem Regie-
rungsentwurf zur Transformation der Bilanzrichtlinie 
2013/34/EU (EU-RL 2013) über das BilRUG in deut-
sches Recht auseinander. Der Regierungsentwurf vom 
07.01.2015 knüpft an den Referentenentwurf zum 
BilRUG vom 28.07.2014 an (siehe hierzu unseren Son-
dernewsletter zu den Änderungen durch das BilRUG, 
Ausgabe August 2014). 

Die EU-RL 2013 ist spätestens bis zum 20.07.2015 in 
nationales Recht zu transformieren und erstmals auf 
Abschlüsse anzuwenden, deren Berichtszeitraum nach 
dem 31.12.2015 beginnt (Art. 53 EU-RL 2013). Neben 
Klarstellungen und Ergänzungen zur handelsrechtli-
chen Rechnungslegung rückt der RegE an einigen Stel-
len von dem im RefE vorgesehenen Änderungsrahmen 
ab. 

In diesem Beitrag werden die wesentlichen Änderun-
gen - sowohl Ergänzungen als auch Streichungen - des 
RegE gegenüber dem RefE nach der Systematik der 
Gesetzesänderungen dargestellt. Vorangestellt werden 
die vorgesehenen Anpassungen des HGB, die unverän-
dert aus dem RefE fortgeführt werden. Im Hauptteil 
werden dann die durchgeführten Änderungen gegen-
über dem RefE erläutert. Ausgeklammert werden die 
Neuregelungen für Kredit- und Finanzdienstleistungsin-
stitute sowie für Versicherungsunternehmen und Pen-
sionsfonds. Besondere Berichtspflichten für mineral-
gewinnende oder holzeinschlagende Unternehmen 
werden ebenfalls nicht berücksichtigt. 

2. UNVERÄNDERTE REGELUNGEN GE-
GENÜBER DEM REFERENTENENTWURF 

2.1. Bewertungsvorschriften 

Gemäß § 255 Abs. 1 S. 3 HGB-E sind Anschaffungs-
preisminderungen erfolgsneutral zu behandeln, wenn 
die Möglichkeit zur Zuordnung zu einem einzelnen 
Vermögensgegenstand gegeben ist. 

2.2. Größenabhängige Erleichterungen und 
Befreiungen 

Die im RegE angehobenen finanziellen Schwellenwerte 
für KapGes/KapCoGes (§ 267 HGB-E) orientieren sich 
an der zulässigen Obergrenze der EU-RL 2013.  

Mio. EUR Bilanzsumme Umsatzerlöse 

Kleine 6 (statt 4,84) 12 (statt 9,68) 

Mittel-
große 

20 (statt 19,25) 40 (statt 38,5) 

Große > 20 (statt > 19,25) > 40 (statt > 38,5) 
 
Auch die materielle und redaktionelle Änderung der 
Befreiungsvorschrift für Kapitalgesellschaften in § 264 
Abs. 3 HGB-E wird fortgeführt. Die erforderlichen 
Voraussetzungen werden jedoch wie folgt präzisiert: 
§ 264 Abs. 3 HGB-E begünstigt nur Tochterunterneh-
men, nicht jedoch Mutterunternehmen. Die besonde-
ren Erleichterungen für Kleinstkapitalgesellschaften 
werden ebenfalls übernommen und präzisiert (§ 267a 
Abs. 3 HGB-E). Danach können reine Holdinggesell-
schaften die Erleichterungen für diesen Kreis nicht 
mehr beanspruchen, für Genossenschaften wird das 
Privileg eröffnet. Unter einer Holdinggesellschaft 
werden insb. Gesellschaften erfasst, deren einziger 
Zweck darin besteht, Beteiligungen an anderen Unter-
nehmen zu erwerben sowie die Verwaltung und Ver-
wertung dieser Beteiligungen wahrzunehmen, ohne 
unmittelbar oder mittelbar in die Verwaltung der 
Untergesellschaften einzugreifen. 

2.3. Ausweisvorschriften 

Der RegE führt die geänderte Definition der Umsatzer-
löse ohne Anpassungen fort. Hierunter subsumiert der 
Gesetzgeber künftig „Erlöse aus dem Verkauf und der 
Vermietung oder Verpachtung von Produkten sowie aus 
der Erbringung von Dienstleistungen […]“ und gibt die 
bisherigen Tatbestandsmerkmale „gewöhnliche Ge-
schäftstätigkeit“ und „typisches Leistungsangebot“ 
auf. Ebenfalls beibehalten wird das Ausweisverbot für 
außerordentliche Posten in der Gewinn- und Verlust-
rechnung (bisher erfolgte zwingend ein Ausweis gem. 
§ 275 Abs. 2 Nr. 14-16 bzw. § 275 Abs. 3 Nr. 14-16 
HGB). Die ergänzenden Vorschriften gem. § 277 Abs. 4 
S. 1, S. 2 HGB zur Erläuterung dieser Beträge im An-
hang ist entfallen. 

2.4. Anhang und sonstige Berichtsteile 

Der bereits im RefE erweiterte Katalog der Pflichtan-
gaben im Anhang wird im Wesentlichen vom RegE 
fortgeführt. Wir verweisen diesbezüglich auf die Aus-
führungen in unserer Sonderausgabe zum BilRUG vom 
Monat August. 

mailto:jens.freiberg@bdo.de
http://www.bdo.de/dateien/user_upload/pdf_publikationen/fachmitteilungen/WP-Newsletter/2014/SONDERNEWSLETTER_BilRuG.pdf
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HINWEIS:  

Eine KapGes. gilt zum Abschlussstichtag 31.12.2014 als 
„klein“, wenn sie zum 31.12.2014 und 31.12.2013 oder 
zum 31.12.2013 und 31.12.2012 zwei der drei Merkmale 
für kleine KapGes. (Bilanzsumme, Umsatzerlöse oder 
Mitarbeiter)  nach der BilRUG-Änderung nicht überschrit-
ten hat. 

2.5. Konzernabschlussvorschriften 

Auch die für die Konzernrechnungslegungspflicht ein-
geführten finanziellen Schwellenwerte werden fortge-
führt (§ 293 Abs. 1 HGB-E).  

Mio. EUR Bilanzsumme Umsatzerlöse 
Brutto-

methode 
von 23,1 auf 24 von 46,2 auf 48 

Netto-
methode 

von 19,25 auf 20 von 38,5 auf 40 

Entsprechendes gilt für die Vorschriften zur Änderung 
der Bezeichnung von Minderheitsanteilen in „nicht 
beherrschende Anteile“ (§ 307 HGB-E). Unverändert 
entfällt auch die bisherige Erlaubnis nach § 298 Abs. 2 
HGB, die Bilanzposition „Vorräte“ auch zusammenge-
fasst darzustellen. Künftig ist es notwendig, diesen 
Posten entsprechend § 266 Abs. 2 HGB weiter aufzu-
gliedern. 

2.6. Abschlussprüfung und Bestätigungsvermerk  

Die Anpassungen der §§ 317 und 322 HGB-E des RefE 
haben unverändert den Eingang in den RegE gefunden. 
Im Übrigen verweisen wir hierzu auf die Ausführungen 
in unserer Sonderausgabe zum BilRUG vom Monat 
August 2014. 

3. GEGENÜBER DEM REFERENTENENT-
WURF DURCHGEFÜHRTE ÄNDERUNGEN  

3.1. Überblick 

Im Folgenden erhalten Sie eine Übersicht, welche die 
bedeutsamen Neuregelungen des RegE im Vergleich 
zum RefE enthält: 

Norm Inhalt 
§ 253 HGB-E: Zugangs- 
und Folgebewertung 
 

Einführung einer Nutzungsdauer 
von 10 Jahren für aktivierte selbst 
geschaffene immaterielle Vermö-
gensgegenstände des Anlagever-
mögens und für derivative GoF, 
falls deren Nutzungsdauer nicht 
verlässlich geschätzt werden kann. 

§ 264 HGB-E: Pflicht 
zur Aufstellung, Be-
freiungen 

Klarstellung der Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme von 
Erleichterungen bei der Aufstel-
lung, Prüfung und Offenlegung von 
Kapitalgesell-schaften. 

§ 264b HGB-E: Pflicht 
zur Aufstellung, Be-
freiungen 

Selbstbefreiungsmöglichkeit für 
Mutterunternehmen bleibt erhal-
ten. 

§ 267 HGB-E: Um-
schreibung der Grö-
ßenklassen 

Wahlrecht zur vorzeitigen Anwen-
dung der angehobenen finanziellen 
Schwellenwerte;  Definition der 
Bilanzsumme (die Position AKTIVE 
LATENTE STEUERN sind zu berück-
sichtigen). 

§ 272 Abs. 5 HGB-E: 
Besondere Bestimmun-
gen 

Phasengleiche Vereinnahmung von 
Beteiligungserträgen: Ausschüt-
tungssperre für nicht zugeflossene 
und nicht rechtswirksam entstan-
dene Erträge. 

Norm Inhalt 
§§ 285, 314 HGB-E: 
(Konzern-) 
Anhangangaben 

Klarstellungen, Änderungen und 
Ergänzungen bzgl. diverser (Kon-
zern-)Anhangangaben. 

§ 291 HGB-E: Befreien-
de Wirkung von EU/ 
EWR-
Konzernabschlüssen 

Ergänzung des Erfordernisses zur 
Aufstellung eines Lageberichtes. 

§ 292 HGB-E: Befreien-
de Wirkung von Kon-
zernabschlüssen aus 
Drittstaaten 

Einschränkung der Befreiungsvor-
gaben bei Konzernabschlüssen. 

§ 312 HGB-E: Wertan-
satz eines assoziierten 
Unternehmens und 
Behandlung des Unter-
schiedsbetrages 

Änderungen bei der Anwendung 
der equity-Methode (Pflicht zur 
Berücksichtigung latenter Steuern, 
Abweichen von Erwerbs- und Ein-
beziehungszeitpunkt, Aufwands- 
und Ertragskonsolidierung);  Vo-
raussetzungen für eine ergebnis-
wirksame Auflösung eines negati-
ven Unterschiedsbetrags werden 
an DRS 4 angepasst. 

Art. 2 Abs. 2 RegE Die §§ 267, 267a Abs. 1  
(KleinstKap-Ges.), 277 Abs. 1 
sowie § 293 des Handelsgesetz-
buchs dürfen erstmals auf Jahres- 
und Konzernabschlüsse, Lagebe-
richte und Konzernlageberichte für 
das nach dem 31. Dezember 2013 
beginnende Geschäftsjahr ange-
wendet werden. 

 
Nachfolgend werden die bedeutsamsten Neuregelun-
gen dargestellt. 

3.2. Erleichterungen: angehobene finanzielle 
Schwellenwerte (§ 267 HGB-E) 

Die neuen finanziellen Schwellenwerte (vgl. Abschnitt 
2.2. in dieser Ausgabe) können (freiwillig) erstmalig 
für nach dem 31.12.2013 beginnende Geschäftsjahre 
zur Ermittlung der Größenklasse angewendet werden. 
Damit gestattet der RegE ein Wahlrecht, der RefE 
wollte die (vorzeitige) Anwendung noch verbindlich 
festlegen. Sofern eine vorzeitige Anwendung erfolgen 
soll, müssen zugleich die oben dargestellten Änderun-
gen befolgt werden (Art. 2 Abs. 2 RegE). Spätester 
verpflichtender Erstanwendungszeitpunkt ist das nach 
dem 31.12.2015 beginnende Geschäftsjahr. 

Im Zuge der angehobenen finanziellen Schwellenwerte 
in § 267 HGB-E wurde erstmals der Begriff der Bilanz-
summe definiert. Nach dem RefE sollten aktive latente 
Steuern bei der Bestimmung der größenrelevanten 
Bilanzsumme nicht berücksichtigt werden. Die Aus-
klammerung der aktiven latenten Steuern wurde im 
RefE noch mit Art. 3 Abs. 11 EU-RL 2013 begründet. 
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Das (Bilanz-)Gliederungsschema der EU-RL 2013 sieht 
allerdings weder in Anhang 3 Posten A bis E unter 
Aktiva noch in Anhang IV Posten A bis E einen geson-
derten Ausweis aktiver latenter Steuern vor. Gem. 
§ 267 Abs. 4a HGB-E sind nun alle auf der Aktivseite 
enthaltenen Posten (Posten mit den Buchstaben A bis 
E, also auch ausgewiesene aktive latente Steuern) in 
die Ermittlung der Bilanzsumme mit einzubeziehen. 
Ein auf der Aktivseite ausgewiesener Fehlbetrag darf 
dagegen nicht in die Ermittlung einbezogen werden. 

3.3. Befreiung für Kapitalgesellschaften (§ 264 
Abs. 3 S. 1 Nr. 2 HGB-E) 

Die im RefE vorgesehene Änderung in § 264 Abs. 3 
HGB-E für die Befreiung eines TU von den besonderen 
Rechnungslegungs-, Prüfungs- und Offenlegungsvor-
schriften führt der RegE fort. Damit erfährt § 264 
Abs. 3 S. 1 Nr. 2 HGB-E eine weitreichende Änderung, 
die bereits im RefE einen zentralen Diskussionspunkt 
darstellte. Ungeklärt blieb im RefE die Frage, was 
unter einer „Einstandspflicht“ eines MU bei einem TU 
zu verstehen ist. Nach der Definition des RegE umfasst 
eine Einstandspflicht die Liquiditätsversorgung und 
eine Einstandspflicht für etwaige Verluste durch das 
Mutterunternehmen. Die geforderte Einstandspflicht 
für eingegangene Verpflichtungen beim TU soll grdsl. 
nicht an die Stelle einer bislang geforderten Verlust-
übernahmepflicht  gem. § 302 AktG treten. Offen 
bleibt jedoch, ob diese neuen Anforderung wirklich 
kumulativ erfüllt sein müssen, denn entsprechend dem 
geplanten Gesetzeswortlaut kommt es eben nicht 
mehr darauf an, ob eine Pflicht zur Verlustübernahme 
besteht oder eingegangen wurde (kein Verweis auf 
§ 302 AktG). Da ein etwaiger (Jahres-)Fehlbetrag des 
TU keinen Verpflichtungscharakter hat – es fehlt der 
im Verpflichtungsbegriff vorausgesetzte Gläubiger – 
und ein negatives Jahresergebnis vielmehr lediglich 
einen Unterposten des Eigenkapitals darstellt, folgt 
aus der „Einstandspflicht für Verpflichtungen“ gerade 
keine Verlustübernahmepflicht. Im RefE war bislang 
nicht geklärt, über welchen Zeitraum die Einstands-
pflicht bestehen muss. Der RegE stellt klar, dass zum 
Schutz der Vertragspartner und Kreditgeber durchge-
hend eine Einstandspflicht zumindest während der 
gesetzlichen Offenlegungsfrist (i.d.R. 12 Monate gem. 
§ 325 Abs. 1 S. 2 HGB) besteht. Die Einstandspflicht 
soll jedoch nur die Verpflichtungen abdecken, die bis 
zum Abschlussstichtag des TU entstanden sind, für den 
die Befreiung in Anspruch genommen wird. 

3.4. Befreiung für Personenhandelsgesellschaften 
(§ 264b Nr. 1(b) HGB-E) 

Personenhandelsgesellschaften i.S.d. § 264a Abs. 1 
HGB dürfen als TU entsprechend den Vorgaben von 
§ 264 Abs. 3 HGB für Kapitalgesellschaften von der 
Pflicht zur Aufstellung, Prüfung und Offenlegung ihres 
Jahresabschlusses wahlweise absehen, wenn diese in 
den Konzernabschluss eines Mutterunternehmens (1. 
Alternative) oder in den Konzernabschluss eines per-

sönlich haftenden Gesellschafters (2. Alternative) 
einbezogen werden. Die Befreiungsmöglichkeit ist 
auch Personenhandelsgesellschaften, die als Mutterun-
ternehmen selbst einen Konzernabschluss aufstellen, 
eröffnet. Der RefE hatte diese Möglichkeit der 
„Selbstbefreiung“ aufgegeben und sah eine weitge-
hende Angleichung der Vorgaben vor. Der RegE ent-
schärft nun diese Angleichung. Stärker hervorgehoben 
werden künftig die beiden Befreiungsfallgruppen des 
§ 264b Nr. 1(a) und (b) HGB-E (1. Alternative vs. 2. 
Alternative). Die Befreiung einer Personenhandelsge-
sellschaft von der Aufstellung, der Pflicht zur Prüfung 
und der Offenlegung ihres Jahresabschlusses setzt 
voraus, dass die betroffene Gesellschaft einbezogen 
ist in den Konzernabschluss und -lagebericht eines 
persönlich haftenden Gesellschafters der betreffenden 
Gesellschaft oder MU mit Sitz in einem EU- oder EWR-
Staat, welches eine größere Gesamtheit von Unter-
nehmen einbezieht (1. Alternative). Die nach bisheri-
gem Recht bestehende Möglichkeit zur Selbstbefreiung 
haftungsbeschränkter Mutter-Personenhandelsgesell-
schaften bei einem Einbezug in den eigenen Konzern-
abschluss fällt in die zweite Kategorie der Befreiungs-
fälle und bleibt bestehen (§ 264b Nr. 1(b) HGB-E). 
Voraussetzung ist allerdings die Aufstellung des Kon-
zernabschlusses für eine größere Gesamtheit von Un-
ternehmen. Eine quantitative Konkretisierung der 
„größeren Gesamtheit“ findet sich weder in der EU-RL 
2013 noch in der 4. EG-Richtlinie. Ein Erfüllen dieser 
Voraussetzung nach der Gesetzesbegründung zum RegE 
„dürfte mindestens drei in den Konzernabschluss ein-
bezogene Unternehmen erfordern“. Die Möglichkeit 
zur Selbstbefreiung wird somit eingeschränkt, setzt 
also den Einbezug von mindestens zwei weiteren TU 
voraus. Nicht weiter verfolgt wird die in der Gesetzes-
begründung zum RefE noch vorgesehene Klarstellung 
zur Offenlegungspflicht des Konzernabschlusses durch 
das Tochterunternehmen. 

3.5. Befreiung für Konzerne (§§ 291, 292 HGB-E) 

Hinsichtlich der Vorschriften zur befreienden Wirkung 
von Konzernabschlüssen eines MU (kleiner Konsolidie-
rungskreis), dass zugleich TU eines MU mit Sitz in 
einem EU-oder EWR-Staat ist (großer Konsolidierungs-
kreis), legt der RegE fest: § 291 HGB entfaltet nur 
dann eine befreiende Wirkung für die Aufstellung eines 
Konzernabschlusses (kleiner Konsolidierungskreis), 
wenn der befreiende Konzernabschluss (großer Konso-
lidierungskreis) um einen Konzernlagebericht ergänzt 
wird. Da die IFRS keine Pflicht zur Aufstellung eines 
Lageberichts vorsehen, wird in § 291 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 
HGB-E das Erfordernis einer Ergänzung aufgenommen.  
Bislang war die befreiende Konzernrechnungslegung 
eines MU aus einem Drittstaat nicht im HGB geregelt, 
sondern in einer separat umgesetzten Konzernab-
schlussbefreiungsverordnung (KonBefrV26) umgesetzt. 
Die in § 292 HGB enthaltene Ermächtigung zum Erlass 
einer Rechtsverordnung soll – wie bereits durch den 
RefE umgesetzt – durch Aufnahme der KonBefrV in 
§ 292 HGB-E verdrängt werden. Der RegE sieht nach 



Sondernewsletter Änderungen durch das Bilanzrichtlinien-Umsetzungsgesetz  5 

§ 292 Abs. 1 Nr. 3 HGB-E für die Anerkennung der 
Befreiungswirkung des Abschlusses eines MU aus einem 
Drittstaat allerdings eine Ausweitung der Pflicht zur 
Prüfung auch auf den Konzernlagebericht vor. Ist in 
dem Rechtskreis des MU eine Pflicht zur Prüfung eines 
Konzernlageberichts nicht angelegt (etwa bei US 
GAAP-Abschlüssen), würde eine Befreiung ausschei-
den. Eine entsprechende Restriktion, die über die 
Anforderung in Art. 23 Abs. 8(c) EU-RL 2013 hinaus-
geht, war nach Änderung der KonBefrV im Zuge des 
BilMoG nicht mehr vorgesehen.  

3.6. Bewertung: Einführung einer Nutzungsdauer 
von 10 Jahren (§ 253 Abs. 3 HGB-E) 

Die EU-RL 2013 eröffnet für selbst geschaffene imma-
terielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 
und einen entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder 
Firmenwert (GoF) ein Wahlrecht zur Bestimmung der 
Nutzungsdauer, wenn diese nicht verlässlich bestimmt 
werden kann. Die Dauer dieses höchstzulässigen Zeit-
raums, der dem Abschreibungsplan für die Anschaf-
fungs- oder Herstellkosten zugrunde zu legen ist, be-
trägt nicht weniger als fünf und nicht mehr als zehn 
Jahre. Dieses Mitgliedstaatenwahlrecht sollte gemäß 
dem RefE an die Unternehmen weitergereicht werden, 
indem die Unternehmen eine Festlegung der Nut-
zungsdauer innerhalb des Intervalls von fünf bis zehn 
Jahren vornehmen konnten. Hierbei handelt es sich 
wohl um einen redaktionellen Fehler im RefE, denn 
das Intervall hätte zwangsläufig zu einer subjektiven 
Ermessensentscheidung geführt. Der RegE übt dieses 
Mitgliedsstaatenwahlrecht nun dahingehend aus, dass 
in den vorgenannten Fällen die Abschreibung zwingend 
über zehn Jahre vorzunehmen ist. Die im Gesetzent-
wurf unterstellte Ausnahme dürfte in der praktischen 
Realität eher den Regelfall darstellen. Dennoch soll es 
nach dem Willen des Gesetzgebers bei einem Ausnah-
mefall bleiben, § 253 Abs. 3 HGB-E ist restriktiv auszu-
legen. Dementsprechend wird auch die Anhangangabe 
gem. § 285 Nr. 13 HGB-E geändert, der Abschreibungs-
zeitraum ist in jedem Fall zu erläutern. 

3.7. Anhangangaben (§ 285 HGB-E) 

Die bereits im RefE angelegte Aufwertung des Anhangs 
durch Integration bisher wahl- oder pflichtweise an 
anderer Stelle offenzulegender Information wird im 
RegE grundsätzlich beibehalten. Der Katalog der 
Pflichtangaben erweitert sich somit deutlich (§ 285 
Nrn. 11b, 14a, 15a sowie 30 - 34 HGB). Hierzu verwei-
sen wir im Einzelnen auf unseren Sondernewsletter zu 
den Änderungen durch das BilRUG im August 2014. Die 
im RefE bereits klargestellte Pflicht zur Offenlegung 
quantitativer (und nicht bloß qualitativer) Angaben zu 
den Steuersalden am Ende des Geschäftsjahres und 
deren Veränderung in der Periode wird jedoch im 
Umfang begrenzt. Nach dem RegE betrifft die 
Angabepflicht nur die latenten Steuern (bzw. deren 
Saldo), die in der Bilanz auch angesetzt werden (§ 285 
Nr. 30 HGB-E). Darüber hinaus wurden auch redaktio-

nelle Versehen, die noch im RefE zu finden waren, 
beseitigt. Die Angabe von „Ertrags- oder Aufwandspos-
ten von außerordentlicher Größenordnung oder außer-
ordentlicher Bedeutung“ sowie seine 1zu1-Umsetzung 
im RefE war jedoch nicht geglückt. Wir hatten bereits 
in unserem Sondernewsletter im August 2014 darauf 
hingewiesen, dass ein Vergleich mit anderen Sprach-
fassungen der Richtlinie (u. a. der englischen) viel-
mehr zeigt, dass es nicht um das Wiederaufleben der 
in der GuV weggefallenen außerordentlichen Posten 
(extraordinary items) im Anhang, sondern um 
Anhangangaben zu ungewöhnli-
chen/ außergewöhnlichen (Geschäfts-)Vorfällen 
(exceptional items) ging. Der RegE trägt dem nun 
Rechnung. Im Anhang sind außergewöhnliche (nicht 
außerordentliche) Geschäftsvorfälle (nicht Posten) 
anzugeben. 

3.8. Sonstige Änderungen: Ausschüttungssperre 

Während der RefE noch darauf verzichtet hat, phasen-
gleich vereinnahmte Beteiligungserträge in seinen 
Katalog aufzunehmen, erkennt der Gesetzgeber an, 
dass eine phasengleiche Vereinnahmung von Beteili-
gungserträgen bei dem MU (insbesondere bei Vorliegen 
eines Mutter-Tochter-Verhältnisses) möglich ist. Der 
Beteiligungsertrag wird nicht auf den Betrag begrenzt, 
welcher der Obergesellschaft auch tatsächlich zufließt 
(Art. 9 Abs. 7 der EU-RL 2013 ermöglicht den Mit-
gliedsstaaten, eine solche Begrenzung vorzunehmen). 
Vielmehr hat sich der Gesetzgeber in seinem RegE 
dazu entschlossen, den nicht liquiditätswirksamen Teil 
der Beteiligungserträge mit einer Ausschüttungssperre 
zu belegen (§ 272 Abs. 5 HGB-E). Dieser Teil der (er-
folgswirksam vereinnahmten) Beteiligungserträge, 
dem noch ein Zahlungsanspruch gegenüber steht, ist in 
eine nicht ausschüttbare Rücklage einzustellen. Unklar 
ist, warum die Positionierung in § 272 Abs. 5 HGB-E 
erfolgte und keine Zusammenfassung mit der bereits 
nach § 268 Abs. 8 HGB vorgesehenen Ausschüttungs-
sperre vorgenommen wurde. Die Bildung einer geson-
derten Rücklage (ggf. als Unterposten der Gewinnrück-
lage) erfordert die Aufstellung der Bilanz unter Be-
rücksichtigung einer (teilweisen) Ergebnisverwendung. 

3.9. Vorschriften zum abweichenden Stichtag eines 
TU (§ 299 HGB-E) und Erstkonsolidierung (§ 301 
Abs. 2 S. 3 HGB-E) 

Der RefE sah noch ein Verzicht auf das Erfordernis 
eines Zwischenabschlusses für ein TU vor, dessen Ab-
schlussstichtag (bis zu drei Monate) nach dem des MU 
liegt. Diese Möglichkeit wird im RegE ohne weitere 
Begründung fallengelassen. Diese Anpassung hätte zu 
einer konsistenteren Entlastung – die überdies im Ein-
klang mit den internationalen Vorgaben (IFRS 10.B93) 
stünde – bei der Aufstellung des Konzernabschlusses 
geführt. Für den Fall einer Abweichung zwischen dem 
Zeitpunkt der Begründung eines Tochterstatus und 
dem Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung (§ 301 
Abs. 2 S. 3 HGB-E) intendierte der RefE noch eine 
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Erleichterung dahingehend, dass für die Bestimmung 
des Zeitpunkts der Bewertung nicht mehr zwangsläufig 
auf den Erwerbs- oder den Einbeziehungszeitpunkt 
abzustellen ist. Der RegE belässt es bei der bisherigen 
Regelung, d.h., es ist zur Ermittlung der Wertverhält-
nisse bei der erstmaligen Einbeziehung bzw. der erst-
maligen Aufstellung eines Konzernabschlusses auf den 
Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung in den Kon-
zernabschluss abzustellen. 

3.10. Vorschriften zum negativen Unterschieds-
betrag (§ 309 Abs. 2 HGB-E) 

Im RefE sollten die Voraussetzungen für eine ergeb-
niswirksame Auflösung eines negativen Unterschieds-
betrags nach § 309 Abs. 2 HGB durch die Einführung 
einer „Öffnungsklausel“ gelockert werden. Danach 
wäre die erfolgswirksame Auflösung eines negativen 
Unterschiedsbetrages möglich gewesen, wenn Um-
stände vorliegen, die eine Auflösung gerechtfertigt 
hätten. Nach dem RegE steht die erfolgswirksame 
Auflösung nur noch unter dem Vorbehalt, dass „ein 
solches Vorgehen den Grundsätzen der §§ 297 und 298 
in Verbindung mit den Vorschriften des Ersten Ab-
schnitts [Anm.: den GoB] entspricht“. 

3.11. Vorschriften zu Anwendung der equity-
Methode (§ 312 HGB-E) 

Durch einen dynamischen Verweis in § 312 Abs. 3 HGB-
E auf die geänderten Vorschriften im § 301 Abs. 2 S. 3 
HGB-E (siehe Abschnitt 3.8 in dieser Ausgabe) werden 
die Vorgaben zur Erfassung einer equity-Beteiligung 
überarbeitet. Bislang war zur Bestimmung des Zeit-
punktes der erstmaligen Einbeziehung noch auf den 
Zeitpunkt der Entstehung der Assoziierung abzustellen. 
Künftig soll für die Bewertung der Beteiligung aus-
schließlich der Zeitpunkt der Einbeziehung in den 
Konzernabschluss heranzuziehen sein (§ 312 Abs. 3 S. 3 
HGB-E). Bereits im RefE betrat der Gesetzgeber Neu-
land mit der Vorgabe, bei der Anwendung der equity-
Methode die Regelungen für die Schulden-, Aufwands- 
und Ertragskonsolidierung und die Zwischenergebnis-
eliminierung entsprechend anzuwenden (§§ 303 - 305 
HGB). Bislang bestand in der Theorie und Praxis Ein-
vernehmen, dass mit der Anwendung der equity-
Methode 
• zwar eine Zwischenergebniseliminierung (§ 312 

Abs. 5 S. 3 i.V.m. § 304 HGB), 
• aber keine Schulden- (§ 303 HGB) und Auf-

wands/ Ertragskonsolidierung (§ 305 HGB)  
vereinbar ist. Der RegE ändert den RefE dahingehend 
ab dass lediglich die §§ 304 - 306 HBG entsprechend 
anzuwenden sind. Damit verzichtet er auf die Pflicht 
zur Durchführung einer Schuldenkonsolidierung. Die 
schon nach bisherigem Recht notwendige Zwischener-
gebniseliminierung (§ 312 Abs. 5 S. 3 HGB) sowie eine 
Aufwands- und Ertragskonsolidierung sind jedoch 
durchzuführen, „soweit die für die Beurteilung maß-
geblichen Sachverhalte bekannt oder zugänglich sind“. 
Der RegE sieht erstmalig auch eine Anwendung des § 

306 HGB (Latente Steuern) vor, sofern die für die 
Beurteilung maßgeblichen Sachverhalte bekannt oder 
zugänglich sind (§ 312 Abs. 5 S. 3 HGB-E).  

4. NICHT AUFGENOMMENE VORGABEN 
DER EU-RL 2013 

Wir haben bereits im Sondernewsletter August 2014 
kritisiert, dass die im RefE vorgeschlagenen Änderun-
gen des Handelsrechts unseres Erachtens nicht weit 
genug geht. Ein wesentlicher Aspekt, welcher auch im 
RegE nicht berücksichtigt wurde, sind die in der EU-RL 
2013 angesprochenen Grundsätze der wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise und der Wesentlichkeit (Art. 6 
Abs. 1(h)) und Abs. 1(j) EU-RL 2013). Weder der RefE 
noch der RegE geben dafür eine Begründung. Eine 
Beschränkung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
etwa auf Ansatzfragen wäre i.S. einer „ganz oder gar 
nicht“ Umsetzung der Richtlinie wohl in Zukunft eben 
nicht mehr richtlinienkonform. 

5. WEITERE INFORMATIONEN IM 
BILRUG-UPDATE 2015 

Mit unserem aktuellen Sondernewsletter Rechnungsle-
gung-& Prüfung möchten wir Sie ausführlich über die 
gegenüber dem Referentenentwurf (RefE) durchge-
führten Änderungen sowie unveränderten Regelungen 
informieren. Sie wollen hierzu noch mehr wissen oder 
direkt mit uns in die Diskussion einsteigen? Gerne 
laden wir Sie zu einer unserer BilRUG-UPDATE Veran-
staltungen ein. Folgende Termine können wir Ihnen 
anbieten: 

• 15. April  Berlin 

• 16. April Hamburg 

• 23. April Düsseldorf 

• 28. April München 

Für die Teilnahme berechnen wir einen Kursbeitrag 
von 95,00 EUR (brutto, ohne Übernachtungs- und An-
reisekosten).  

Weitere Informationen zur Veranstaltung sowie das 
Anmeldeformular finden Sie hier. 

Gerne bieten wir Ihnen auch individualisierte Schulun-
gen angepasst auf die Anforderungen Ihres Unterneh-
mens an. Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann mel-
den Sie sich bei: 

Herrn Daniel Schubert 
Manager Zentralabteilung Rechnungslegung 
+ 49 211 1371-235 
daniel.schubert@bdo.de 
 

Weiterführende Literatur: 

Lüdenbach/Freiberg, BilRUG-RefE: Nur „punktuelle 
Änderungen“?, BB 37/2014, S. 2155-2161. 

Lüdenbach/Freiberg, BilRUG-RegE: Mehr als selektive 
Nachbesserungen?, BB 7/2015, S. 363-367. 

http://www.bdo.de/veranstaltungen/bilrug-refe-die-naechste-reform-der-handelsrechtlichen-rechnungslegung/
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